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Antrag 

der Fraktionen der CDU/CSU, SPD 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Entwurf eines Gesetzes 

zur Regelung der Entgelte der Wohnungsvermittler 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

§ 1 

(1) Für die Vermittlung oder den Nachweis der 
Gelegenheit zum Abschluß von Mietverträgen über 
Wohnräume oder solche Geschäftsräume, die wegen 
ihres wirtschaftlichen Zusammenhangs mit Wohn- 
räumen mit diesen zusammen vermietet werden, 
dürfen höchstens folgende Entgelte erhoben werden: 

a) Bei leeren Wohnungen und leeren Zim- 
mern bis zu 10 vom Hundert der Jahres- 
miete, 

b) bei möblierten Wohnungen bis zu 7,5 vom 
Hundert der Jahresmiete, 

c) bei möblierten Zimmern bis zu 5 vom Hun- 
dert der Jahresmiete. 

(2) Unter Wohnungen sind in sich abgeschlossene 
Räume zu verstehen, die zur Führung eines selb- 
ständigen Haushalts bestimmt und geeignet sind. 

(3) Als Jahresmiete gilt der Gesamtbetrag der 
Miete einschließlich der Umlagen und Vorschüsse. 
Dabei ist es unerheblich, ob der Vertrag auf eine 
kürzere oder längere Zeit als ein Jahr geschlossen 


§ 2 

(1) Ein Anspruch auf die in § 1 Abs. 1 bestimmten 
Entgelte steht dem Wohnungsvermittler nur zu, wenn 
durch seine Vermittlung oder seinen Nachweis 
ein Mietvertrag zustande gekommen ist. Eine ab- 
weichende Vereinbarung ist unzulässig. 

(2) Das Vereinbaren oder Annehmen von Vor- 
schüssen jeder Art ist unzulässig. 
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§ 3 

(1) Neben den in § 1 Abs. 1 bestimmten Entgelten 
dürfen für die mit der Vermittlung oder mit dem 
Nachweis von Wohnräumen zusammenhängende 
Tätigkeit einschließlich etwaiger Nebenleistungen 
Vergütungen irgendwelcher Art (z. B. Einschreib- 
gebühren, Schreibgebühren) oder die Erstattung 
von Unkosten nicht vereinbart oder angenommen 
werden. Eine Vereinbarung, die die Vermittlung 
oder den Nachweis von der Übernahme sonstiger 
Verpflichtungen durch den Auftraggeber (z. B. Be- 
stellung von Waren, Möbelkauf, Übertragung des 
Umzugs) abhängig macht, ist nichtig. 

(2) Durch die Vorschrift des Absatzes 1 Satz 1 
werden Vereinbarungen des Wohnungsvermittlers 
mit dem Vermieter über Vergütungen für etwaige 
Nebenleistungen oder Erstattung von Unkosten 
nicht berührt. 

§ 4 

Soweit an den Wohnungsvermittler ein ihm nach 
diesem Gesetz nicht zustehendes Entgelt, eine Ver- 
gütung anderer Art, ein Ersatz von Unkosten oder 
ein Vorschuß geleistet worden ist, kann die Leistung 
nach den allgemeinen Vorschriften zurückgefordert 
werden; die Vorschrift des § 817 Satz 2 des Bürger- 
lichen Gesetzbuches ist nicht anzuwenden. Der 
Anspruch verjährt in einem Jahr von der Leistung 
an. 

§ 5 

Verwendet der Auftraggeber die ihm vom Woh- 
nungsvermittler zur Verfügung gestellten Angebote 
und Anschriften anders als zu eigenen Zwecken 
oder gibt er sie ohne Zustimmung des Vermittlers 
an dritte Personen weiter, so muß er im Verhältnis 
zum Vermittler den Abschluß eines Mietvertrages 
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durch eine dritte Person als eigenen Abschluß : 
gelten lassen. ' 

§ 6 j 

(1) Der Auftraggeber ist verpflichtet, dem Woh- ; 

nungsvermittler unverzüglich, spätestens innerhalb | 
einer Woche, Mitteilung zu machen, ' 

a) wenn er auf Grund seiner Vermittlung 
oder seines Nachweises einen Mietvertrag | 
abgeschlossen hat, 

b) wenn er ohne Mitwirkung des Vermitt- 
lers anderweitig Wohnraume gemietet 
oder diejenigen Wohnräume, mit deren 
Vermittlung oder Nachweis er den Ver- 
mittler beauftragt hatte, anderweitig ver- 
mietet hat und seit der Erteilung des Auf- 
trages noch nicht drei Monate verstrichen 
sind. Die Mitteilung muß die genaue Be- | 
Zeichnung der Art und Lage der gemie- 
teten Räume enthalten. 

(2) Für den Fall der Nichterfüllung dieser Ver- 
pflichtung ist die Vereinbarung einer Vertragsstrafe 
zulässig. Diese darf ein Viertel der gemäß § 1 Abs. 1 
zu zahlenden Entgelte nicht übersteigen. § 343 des 
Bürgerlichen Gesetzbuches bleibt unberührt. 


§ 7 

Wohnungsvermittler dürfen öffentlich, insbeson- 
dere in Zeitungsanzeigen, auf Aushängetafeln und 
dergleichen Wohnräume zur Miete nur unter An- 
gabe ihres Namens und der Berufsbezeichnung an- 
bieten. 

§ 8 

Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes tritt die 
Verordnung zur Regelung der Entgelte der Woh- 
nungsvermittler vom 19. Oktober 1942 (Reichsge- 
setzbl. I S. 625) außer Kraft, soweit sie nicht bereits 
durch § 4 Abs. 1 Nr. 2 der Preisfreigabeanordnung 
vom 25. Juni 1948 (WiGBl. S. 61) außer Kraft gesetzt 
worden ist. 

§ 9 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 10 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Bonn, den 25. Juni 1968 


Dr. Barzel und Fraktion 
Schmidt (Hamburg) und Fraktion 
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Begründung 


1. Allgemeines 

Der Gesetzentwurf verfolgt den Zweck, verschie- 
dene Mißstände, die sich im Bereich der Wohnungs- 
vermittlungstätigkeit in den letzten Jahren immer 
deutlicher gezeigt haben, zu beseitigen. Bei dem 
immer noch bestehenden V/ohnungs- und Zimmer- 
mangc], vor allem in Universitäts- und anderen Groß- 
städten, sind die Wohnungssuchenden gezwungen, 
häufig bis zu vier und fünf Monatsmieten für die 
l'ätigkeit der Wohnungsvermittler zu zahlen. Diese 
ungerechtfertigt hohen Entgelte stehen in keinem 
Verhältnis zu den tatsächlich erbrachten Leistungen 
der Wohnungsvermittler und sind nur durch die Aus- 
nützung der Mangellage zu erklären. 

Auch der Versuch des Gesetzgebers, durch die Än- 
derung des § 2 a des Wirtschaftsstrafgesetzes vom 
21. Dezember 1962 (BGBl. I S. 761) die Mißstände 
im Bereich der Wohnungsvermittlung zu beseitigen, 
hat sich nicht als ausreichend erwiesen. Durch den 
vorgelegten Gesetzentwurf werden nunmehr kon- 
krete Maßstäbe für die Anwendung des § 2 a Wirt- 
schaftsstrafgesetz geschaffen und damit können 
dessen Rechtsfolgen voll wirksam werden. 

Der Gesetzentwurf lehnt sich in seinem Inhalt eng 
an die Bestimmungen der Verordnung zur Regelung i 
der Entgelte der Wohnungsvermittler vom 19. Ok- 
tober 1942 (RGBl. I S. 625) an. Diese Verordnung ; 
ist heute noch teilweise geltendes Recht, jedoch | 
sind die Regelungen, die sich auf die Entgelte und 
die Zahlungs- und Lieferungsbedingungen bezogen 
haben, durch die Preisfreigabeanordnung vom 
25. Juni 1948 (WiGBL S. 61) außer Kraft gesetzt 
worden. In den Gesetzentwurf sind diejenigen Rege- 
lungen nicht übernommen worden, die eine zu 
starke Reglementierung der Wohnungsmaklertätig- 
keit bedeutet hätten und deren Vereinbarkeit mit 
dem Grundgesetz zweifelhaft sein könnte. 


II. Zu den einzelnen Bestimmungen 

Zu § 1 

Nach der grundlegenden Bestimmung des § 1 be- 
zieht sich das Gesetz nur auf die Vermittlung von 
Wohnungen, nicht dagegen auf die Vermittlung 
von Grundstücken. Es werden sämtliche Vermitt- 
lungstätigkeiten unabhängig davon embezogen, ob 
sie von einem Wohnungsvermittler gewerbsmäßig 
oder nur gelegentlich ausgeübt werden. Die Höhe 
der in Absatz 1 festgelegten Entgelte ist so ge- 
wählt, daß dadurch die allgemein üblichen, von 
seriösen Wohnungsvermittlern vereinbarten Ent- 
gelte überhaupt nicht betroffen werden. Die in 
Absatz 1 festgelegten Beträge garantieren jedem 


Wohnungsvermittler durchaus angemessene und 
voll ausreichende Verdienstmöglichkeiten. 

Bei möblierten Wohnungen und Zimmern ist des- 
halb ein niedrigerer Prozentsatz der Jahresmiete 
als Höchstsatz gewählt worden, weil bei diesen 
Wohnungen die Mieten regelmäßig erheblich höher 
liegen, ohne daß die für die Vermittlung aufge- 
wandte Tätigkeit ein höheres Entgelt rechtfertigt. 
Da gerade bei möblierten Zimmern und Wohnungen 
in Großstädten ein besonderer Mangel vorhanden 
ist, ist der Umfang der von dem Wohnungsvermitt- 
ler aufgewandten Tätigkeit eher noch geringer als 
bei der Vermittlung von Leerwohnungen und Leer- 
zimmern. 


Zu § 2 

Absatz 1 entspricht der in § 652 Abs. 1 Satz 1 BGB 
getroffenen Regelung für alle Maklertätigkeiten. 
Da diese Bestimmung von Wohnungsvermittlern 
häufig in einer für den Wohnungssuchenden sehr 
nachteiligen Weise abbedungen wird, werden ab- 
weichende Vereinbarungen ausdrücklich für unzu- 
lässig erklärt. 

Bei verschiedenen Wohnungsvermittlern hat sich 
die Praxis eingebürgert, von dem Wohnungssuchen- 
den Vorschüsse zu kassieren, die dann bei erfolg- 
loser Vermittlungstätigkeit oft nur unter großen 
Schwierigkeiten zurückzuerhalten sind, insbesondere 
dann, wenn zusätzlich noch § 652 Abs. 1 Satz 1 BGB 
abbedungen worden ist. Aus diesem Grunde wird 
in Absatz 1 das Vereinbaren und Annehmen von 
Vorschüssen grundsätzlich für unzulässig erklärt. 


Zu § 3 

Diese Bestimmung soll verhindern, daß die in § 1 
festgelegten Höchstbeträge durch besondere Berech- 
nung von Nebenleistungen oder durch Koppelung 
i mit anderen Geschäften umgangen werden. Es be- 
I steht dagegen kein Anlaß, Vereinbarungen des 
I Wohnungsvermittlers mit dem Vermieter ebenfalls 
j in diese Regelung einzubeziehen. 

Zu § 4 

Durch diese Bestimmung soll die Rechtslage hinsicht- 
lich geleisteter, aber unzulässiger Leistungen zwei- 
felsfrei klargestellt werden. Die Bestimmung ent- 
spricht inhaltlich der in anderen Gesetzen für 
vergleichbare Fälle getroffenen Regelung, wie etwa 
§ 30 Abs. 1 dos Ersten Bundesmietengesetzes vom 
27. Juli 1955 (BGBL I S. 458) oder § 50 Abs. 4 des 
Zweiten Wohnungsbaugesetzes vom 27. Juni 1956 
(BGBl. I S. 523). 
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Zu § 5 

Die Bestimmung entspricht wörtlich dem § 9 der 
Verordnung aus dem Jahre 1942. Da diese Vor- 
schrift heute noch geltendes Recht ist und die Ver- 
ordnung nunmehr durch § 8 des Gesetzentwurfs 
insgesamt aufgehoben werden soll, wurde sie in 
dieses Gesetz übernommen. Inhaltlich entspricht 
diese Bestimmung der Rechtslage, die sich bei An- 
wendung der allgemeinen Grundsätze des Scha- 
denersatzrechts regelmäßig ergeben würde. 

Zu § 6 

Diese Bestimmung ist aus der Verordnung aus 
dem Jahre 1942 übernommen worden, weil der Ge- 
setzentwurf nicht nur einseitig die Interessen des 
Wohnungssuchenden schützen soll. Vielmehr soll 
durch gesetzliche Mitteilungspflichten auch den 
Wohnungsvermittlern die notwendige schnelle In- 
formation über die Ergebnisse ihrer Tätigkeit garan- 
tiert werden, damit sie diese möglichst effektiv ge- 
stalten können. 

Die in Absatz 2 vorgesehene Höchstgrenze für 
eine Vertragsstrafe dürfte sich bei leichten und ge- 


ringfügigen Verletzungen der in Absatz 1 nieder- 
gelegten Mitteilungspflichten häufig als zu hoch 
erweisen. Aus diesem Grunde wird ausdrücklich 
klargestellt, daß im Rahmen des § 343 BGB die Ver- 
tragsstrafe herabgesetzt werden kann. 


Zu § 7 

Diese Bestimmung deckt sich weitgehend mit dem 
heute noch geltenden § 11 Abs. 1 der Verordnung 
aus dem Jahre 1942. Auf die Forderung nach Angabe 
der Mietpreise in Inseraten wurde jedoch verzichtet, 
da diese häufig noch nicht endgültig feststehen und 
im übrigen jede übermäßige Reglementierung der 
Tätigkeit der Wohnungsvermittler vermieden wer- 
den soll. 


Zu §§ 8 bis 10 

Durch § 8 werden die heute noch geltenden Be- 
stimmungen der Verordnung aus dem Jahre 1942 
außer Kraft gesetzt, soweit sie nicht in diesen Ge- 
setzentwurf übernommen worden sind. Im übrigen 
enthalten die Bestimmungen keine Besonderheiten. 
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